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Die Verwerfung der Piilitiirvorlngc

Alle Zeitungen sind voll von dem großenStreit,
der zwischendervom Könige e’ und

ngksetztenRegierung
dskssvon uns selbst gewählten geordneten wiederum

efo ten und leider noch immer nichtausgefochtenist;
IS- Wagseslan atte« die-«Kommission,ifnnfsTagelang
hat"dlcsl«!'g"

"

,

wrdlietenhdussmrkdemKriegsminifter

undTLeiiien
Vertretern «üb"e«rdie Reorganisation des

Ftie

der A
"’

rtattex, Prosevor GneistsphaL m in einer
fass-«PXngRMeisigidektxxkunvsdpch-« t diss-Ende

vom Liede- auch-·dies-«Malwieder gewesen: Wir ver-

stehen-»dieRegierung nicht. uud die Regierung
versteht uns nicht. Am Ende haben die sogenannten
konservativenAbgeordnetenzu Allem, was die Regierung
will, Ja aberes waren ihrernurdreiunddreißig
Dagegen a en die Abgeordnetenaller übrigenParteien,
so viele s

ihreranwesendsein konnten (und daswaren
zweihun ert und acht und funfzig), einmüthig-er-.
klärt: Wir müssen nach-Pflicht und Gewissen Nein

sagen, weil-das, wasder Herr Kriegsministerim Namen
der Regierung fordert, nachsunserer wohl erwägenenUeberzengüngimWiderspruchsteht mit dem — echte
und-»derWohlfahrt Ides nndesk

,

Was fordertaber der Herr Minister?
-.- Nun, er fordert, wenn wir auf die Worte Oder Re-

TFWktage
«

und aus den· Sinn seiner eigenen Er-

IsMgkn nich-rwenig-erals folgendesechsStücke-
1. diesRie« ietmiq alleinhat zu bestimmen, aus

XVI-FYTSIJIBataillonen und Schwadronen das

Fuchsheer bestehensoll;
die Regierungallein hat-zu bestimmen,
viel Gent-Mk- Ofsiiere und Unteroffiziere
unserem Geldei bes twerden sollen;
3·««die Re ierUUg allein ·. « zu bestimmen, wie

viel-Mehlzehntmlssldz alljährli,- von der

Arbeit weg in dassFMdeusheok
sollen;

wie

ensheeres verhandelt.Jn diesenVerhandlungen.

hat der Minister einmal vier Stunden gesprochenund s

mit —«

eingest twerden
-

I

l

f
-

4. der»seitacht Jahren wieder angeordnetedrei-

jahrige Friedensdienstbei der Fahne soll- im

stztzebeibehaltenkund allen Ernstes durchgeführt
r en;

5. der Kriegsministersoll das Re t abeu einen
dienstpflichtigeuMann, wenn cheshihin«

nöthig
scheint,auch im Frieden sieben volle Jahrebei der Fahne u behalten;

6. der Kriegsminiftersoll das Recht ,haben,»bei
jederVorbereitungzu einem Kriegejeden Land-
wehrmannaus jedem Jahrgange einzuziehen.

Dazu machtaher die Regierung, wie ans früheren
Perhanbxemgencund besonders aus einer Erklärungdes
Finanzmrmsters ervorgeht, noch folgende Ansprüchee

1. Unsere geordnetenfollen wenigstens morali ch)
uerpflichtetsein, jedes Mal so viel Geld für das
Friedensheer zu bewilligen, als die Regierung
für durchaus nothwendighältj

2. wenn die Abgeordnetendiese Pflicht nicht ex-
füllen,so will die Regierung dagegen ber tigt
sein, auch fernerhin den Artikel 99 der er-

fassungunausgsefiihrtzu lassen. Sie will dann

berechtigt"sein,auchzGeld,das ihr ni tbewilligt
ist, aus der Staatskasse zu verausga en.

Von allen Ministern hat der Kriegsminifter
ganzallein über dieseMilitärvorlageim Namen der

Regierung zu dem Abgeordnetenhausegesprochen-.Und
im Namen der Regierung hat er keine einzige
von jenen Forderungen aufgegeben Er hat quTk ek-

klärt, daß er über keinen Vors lag- zur Vermittelung
verhandeln wollte, weil er im vorasuswisse, daß die

Mehrheit der Abgeordneten nichtsannehmen würde,
woran die Re ietuugkeiugehen·k0n"ne.Er muß allv-
quch gewußthas en, daß"die«.Regierungin keinem Falle
etwas bieten wollte, was fur die Vertreter des Landes

annehmbar gewesen-«ware—, «

.

Man bedenke--daß-die Regierung nun schonzmn
vierten "Male mitwesentlich denselben Forderungen
vor das Land hingetreten ist. Sie MußtetWissen,W

"

das Land sie auch diesmal durch den Mund seiner Ver-
treter ablehnen werde. Auch mußte sie wissen, daß sie



selbst es den Abgeordnetenunmöglichgemacht hatte, ihr
«

noch einmal, wie im Jahre 1863, mit eigenen Vor-

schlägenentgegenzukommen
Wenn die Abgeordneten nicht mit ihren eigenen

Händen dazu helfen wollten, dem Lande die neue Hee-
reslast noch viel unerträglicherzu machen, wie sie es

schon ist, ja, wenn die Abgeordnetennicht selbstdas

Recht des Landes aufgeben wollten, so konnten sie
nur thun, was sie am 5. Mai gethan haben; sie konn-
ten nur, wie sie es gethan haben, ein einfachesund

deutlichesNein sagen.
Es ist ein schweres Geschick,daß die besten Kräfte

des Landes noch immer lahm gelegt sind durch den un-

seligen Zwiespalt mit der Regierung Aber es wäre ein

noch viel größeresUnglück,wenn wir Abgeordnete ge-
wählthätteu, die so verblendet oder so schwachwären,
um den gegenwärtigen Uebeln dadurch entweichenzu
wollen, daß sie das Recht und damit die ganze zu-

künftige Wohlfahrt des Landes Preis gäben. Das

Volk, sagte der AbgeordneteWaldeck, ist nicht ewig,
wie Gott es ist, und wie die Wahrheit und das Recht
es auch sind. Aber wenn das Volk an Wahrheit
und Recht unerschütterlich festhält, so gehört
doch ihm die Zukunft, und nicht seinen Gegnern.

Politische Wocheuschau.

» Preußen. Nach einer langen und gründlichenDebatte

hat das Abgeordnetenhaus in der vorigen Woche zum vier-

ten Male seine Entscheidung in der»Militiirstasgeabgege-
ben. Mit 258 gegen 33 Stimmen ist die egiernngs-
Vorlage verworfen werden; nur die konservativenAliitglieder
des Hauses und einige Mitglieder der nltrameiitaneu Partei

’"

haben ihre Zustimmung zu der Reorganisation erklärt. Unter

den Rednern, welchedie Gründe entwickelten, die gegen An-

nahme der Rerrganisation sprachen, zeichiietensich vor allen
die Abgeordneten Jacobi, Waldeck und in seinem Schluß-
Reserat der AbgeordneteGneist aus« Da wir diese Frage
an einer anderen Stelle unseres Blattes ausführlichbesprochen
haben, so wollen wir hier nicht näher darauf eingehen· Die
in unserer letzten Wocheuschauausgesprochene Erwartung, ;
daß die Regierung sich mit dem Boiiin’sche'ii»Amendement
einverstanden erklärenwerde,hat sich nicht bestätigt.

Jetzt ist die Kammer mit der Berathuug über dic ein-
:

zeluen Posten des Staatshanshaltsgesetzes beschäftigt.Bei

Gelegenheit des Titels-, welcher von der Bank handelt, wurde

durch eine großeMajorität, der sich auch Graf Sit)werin,
der ehemaligeMinister angeschlossenhatte, eine Königliche
Kabinetsordre vom Oktober v. J» durch welcheeinige in der

gesetzlichfestgestelltenBankorduung enthaltene Bestimmungen,
die durch Zinsbeschräiikungen»den Handel drückten, ausge-
hoben wurden, für rechtsungültigertlarL Man war allseitig
der Ansicht, daß die Maßregel selbst einemothwendigeund

zweckmäßigesei, aber man ging veu dein Gesichtspunkt aus,
daß eine gesetzlicheBestimmung nicht durch eine Kabinets-
Ordre, sondern nur durch ein zwischenden drei Faktoren ver-

einbartes Gesetzabgeändertwerden kann.

Die Regierungsvorlage wegen der Mariae-Anleihe,
welche jetzt von der Kommissiondes Abgeordnetenhaiisesbe-

rathen wird, hat teine Aussicht, die Mehrheit im Hause zu
erhalten. Absesehenvon fden vielen anderen Gründen, welche
für eine Ablehnungsprechen,muß auch berücksichtigtwerden,

«

zu iibertreten.

daß die Reieruiig eine Anlei e vertan t, um die
eines Hafen-ztablissementsbei Fhiielzu de en, währenkoiiiiech
Allein; was man hört, die preußischeRegierung mit ihren
Ansprachen auf die Erwerbung des betreffenden Terrains
ohne bedeutendeOpfer schwerlichdurchdringenwird.

Jn nichtallzulanger Zeit wird in der Kammer die Ver-
handlung uber den mit Oesterreichab eschlossenenHandels-
vertrag beginnen. Obgleich die allgemeinenGrundsätze,
welche iii diesem Vertrage zur Geltung kommen, als ein
Fortschritt in der Entwickelung der Handelspolitikdes Zoll-
vereins zii betrachtensind, so müssendochzwei Bestimmungen
ganz ernste Bedenken erregen. Die erste dieser Bestimmun-

gkn
ist der Abschlußeines sogenannten Zollkartells, d· h· eine

-’erabreduug,daß jeder Staat an den Grenzen den Schmuggel
nicht unr in seinem, sondern auch im Interesse seines Nach-
bars verhindern will. Wir sind gewiß weit entfernt, den

Schinuggel vertheidigeuzu wollen, und ebensowenigsindWir

geneigt, dem Staate die Aufgabe zu stellen, seinen Unter-
thanen irgendwie zu Handlungen, welchedie Gesetzedes Nach-
barlandes verletzen, besondere Gelegenheit zU gebeu. Ja
diesemFalle aber, wo es sich um eine Erleichterungoder
um eine Erschwerung des Handelsverkehrs hande t, kamt man

sich doch nicht mit bloßen Unterdrückungsmaßregelnoder gar
polizeilichenBeschränkungendes Verkehrs begnügen,sondern
muß doch vor Allein untersuchen, was ist Schmuggel, pro-.-

durch wird er hervorgerufen, und wie kann er am besten
verhindert werden.

Der Schniuggel ist aber weiter nichts als das Bestreben,
den Handel, welcherdurch zu hoheGrenzzöllebehindertresp.
unmöglichgemacht ist, die auf solche Weise verschlossenen
Wege zu öffnen, und er wird daher durch zu hohe Zölle,

mögendieselbennun Prohjbitivi oder S utzzöllesein, et eugtz» ,

Se bft der Finanzon wird sich dana bestimmen
dasi er keine Schmuggelprämiemacht. Daraus ergiebt sich
auch zugleichdas Mittel. wie dein Schmuggelein Ende zu
machen ist. Der Lohn, welchen der Schmuggler für die Be-
förderungder Waaren erhält, ist natürlichwegen der großen
Gefahren, denen er sich-·dabeiaussetzt, bedeutend höher, als
die Kosten des regelmäßigenWaarentransports. -Man setze
den Zoll auf dieseDifferenz oder doch auf eine wenig höher-l
Summe herab nnd Niemand wird mehr seine Waaren der
Konfiskation aussetzen, da er keinen oder doch nur sehr ge-
ringen Vortheil davon haben würde. Jn dieser Beziehung
ist der Schmuggel gewissermaßensehr lehrreich, da er einen

Maßstab für die HöhedesZolles giebt, welcheneine Waare

tragen kann, ohne daß der Handel mit ihr übermäßiger-

schwert wird. Wenn aber der Schmuggeleine Ermöglichung
des sonst gehinderten Handels in ein Land ist, welches hohe
Grenzzöllehat, »sohindert der Staat, Welcherdiese geheime
Ausfnhr von Waaren aus seinem Lande selbst verhindert,
dadurch die Entwickelung des Handels Und der Industrie
seiner Unterthanen, d. b. er bezahlt seine Beamten mit dem

Gelde, welches er aus der Steuerkraft seiner Unterthanen
zieht, zu dem Zwecke, daß sie die Vektkkthmgdleiet Steuer-

kraft beschränken.Außerdem aber verzogekker den Moment,
in welchem der so geschützteNachbatstaatzu der Einsicht ge-
langt, daß zu hohe Zölle nicht allem seine Einnahme verrin-

eru, sondern auch nicht einmal als Schutzzöllewirken. Vor

slem aber führt er durch seine Mitwirkungzur Ethalkllllg
der hohen Zölle iu einem Nachbatstaateseine ei eiien Grenz-
bewohner immerwährendin Versuchung,bestehendeGesetze

Sojschneidet ein Staat durch Welt solchen
Zollkartell in sein eigenes Fleisch,und wir müssenes daher

bedauern, daß in dem Vertrag diese Bestimmung aufgenom-
men worden ist.

«

"



Die w
'

denkli e Bestimmung betrifftdie später an-

zubahnengeegskäsnsUnszwischendem Zollverein nnd Oester-
keichsWir wollen hiersuchtdle Frage AnsekiuchensV·bULch
einer Reihe von Jahsien UJIVsolcheZvllemlgUUgmoglichsein

wird oder nicht, aber so Mel Ist»sicher-wenn eme solcheZoll-
einigung einst mögllchUnd ltvnnschenswerthsein wird, so

werden untezkandlungendatuber stattsindensgleichviel, ob

dieselbenim eftkalleVVFgelCheUsind oder nicht. Und wenn

eine solcheZvllekmgungnichtwünschenswerthund nicht nützlich
erscheint, so wird man sie durch dahin zielende Vertrags-
bestiinmungeu auch nicht erbeisühren.Deshalb muß jede

sgcheBestimmungüberflüsig und möglicherweiseschädlicher-

eiiien.
«

Schlkswi - olstein. Ueber die Art und die Zeit der

Berufung der scheswig-holstein’schenStände verlautet noch
immer nichts Gewisses,aber sowohlaus den offiziösenKund-

ebun en von Berlin wie auch von Wien leuchtet die Be-

orgnighervor, die Stände möchtensich iii einer, den betref-
fenden Kabinetten nicht an enehmen Weise aussprechen, und

deshalb beeilt man sich, s on jetzt dhervorzuhebeihdaß die

Aeußetungender Stände keine ents eidende Bedeutung ha-
ben werden.

Ueber den Stand der Kieler Hafenangelegenheiteiilauten

die Nachrichtensehr verschieden. Währendman von Berlin

aus hört, daß die Vermessungsarbeitenund andere »Vor-
bereitungen iren ungestörtenFortgang haben, versichern
Blätter, wel e der osterreichis en Regierung nahe»stehen,
daß auf den wiederholten Protet Oesterreichs hin diese Ar-
beiten eingestellt worden sind-

Hannover. Die erste und die zweite Kammer haben i

beide den Beschlußgefaßt,daßdie Lotterie aufgehobenwerden i

soll; nur über den Zeitpunkt, wann dies eintreten soll, herrscht
noch eine Verschiedenheitder Meinungen. Die zweiteKammer
will, daß diese Einrichtung vom I. Januar 1866 aufhöre,
während die erste Kammer dieselbe noch bis zum l. Januar
1868 fortbestehen lassen will. Auf eden Fall wird also in

Zannover
die Staatslotterie in iii t allznlanger Zeit ein

nde haben, undwünschenwir nur, daßauch andere Staaten
recht bald dieseEinnahmequellefallen lassen.

HcsscnsDntmstadt Die zweiteKammer hat nach sehr
heftiger Debatte mit 28 gegen 12 Stimmen beschlossen,den

Präsidenten des Staatsministeriums, den Frei-

gzekrn-v. Dalwigk wegen der, trotz den entgegenstehenden
elchlllsscnder Kammer, fortdauernden Aufrechterhaltungder

Mainzer Konvention (Vertrag zwischen der päpstlicheiiRe-

gieriingnnd der hessischenRegierung) in Anklagezustand !

gerade Hefe g sshskhat skk sich nicht gegeben·
zu versetzen.

Oestetreich. Im Abgeordnetenhausehat das Ministerium
nach langen Verhandlungen über das Budget des Kriegs-
ininisteriuins eine Niederlage erlitten. Die Mehrheit hat sich
init den Anträgendes Finanzausschussesin Betresf der Strei-

des Marineministerininsgeschehen·
Die Budgetberathung ist

damit
«

beendigt,und wird es sich in den nächstenTagen ent-

gefiihrt; der ehemalige italienischeMinister Vegezzi, welcher
·iiiit- der Führung der Unterhandlungen in Rom beauftragt

war, ist nach Florenz zurückgekehrt v

Eu land. Jm Parlament finden Unterhandlungen uber

die Re orm des Wahlgesetzesstatt. Bis jetzt ist in England
die Wahlfähigkeitdavon abhängig,daß man mindestenszehn
Pfd. (d. h. 662X3 Thlr.) jährlichMir-the cZahl-t;

es ist nun
der Antrag gestellt worden, das Wahlre t schon bei einer

Mietbe VOU sechs Pfd- (40 Thlr.) beginnenzu lasseii.» »

Polen. Alle Gerüchte,welche«von Zeit zu Zeit»aus-
taucheiid, von einer Amnestie in dem KönigreichePolen sprgi
chen, haben sich jetzt als grundlos erwiesen. Zwar ist
General Murawiess, der mit ganz besonderer Strenge iii

Lithauen verfahren, seines Amtes enthoben, aber die Peters-
dUrger Zeitungen heben bei dieser Gelegenheit ausdrücklich
hervor, daß kein Systemwechseleintreten wird-

Amerika. Der Mörder des Präsidenten Lincoln, der

ehemalige Schauspieler Wilkes Booth ist in Maryland
aufgesundeiiworden, jedochgelang es nicht, seiner lebendig
habhaft zu werden. Bei dein Kampfe, den er egen seine
Verfolger einging, wurde er erschossen. Seine Zapierebe-

weisen, daß er sich schon lange mit dem Gedanken getragen
hat, den Präsidenten Liucoln gefangen zu nehmen und als

Geißel für das Zustandekommeneines vortheilhaftenFriedens
nach dein Süden zu führen — Jn der Haltung der Regie-
rung der Uiiion ist durch den Tod des Präsidenten keine
Veränderungeingetreten. Der jetzigePräsident Johnson
tritt ganz in die Wege seines Vorgängers

Aus den Reden des Herrn Kriegsministers.
Der Kriegsininisterhat am 28. April eine beinahe vier-

stüiidigeRede gehalten. Er sagte, daß er besonders darum

so weitläuftigsein müsse,weil er das Land ausklärenwolle.
Aber das Land nimmt den meisten Anstoß gerade daran,
daßbei allen neuen Militärlasten auch noch der dreijährige
Jriedensdienstbei der Fahne unerbittlich festgehalten werden
soll. Das Land verlangt daher wenigstens die zweijährige

;- Dienstzeit. Auch weiß der Kriegsiniiiistersehr gut, daß die

Regierung sich mit dem Lande nnd- dem

tenhanse über viele wesentlicheNeuerungen
digen könnte, wenn die Regierung nur die zweijährige
Dienstzeit zulassenwollte. Will sie das aber nicht, Lso
müßte es wenigstens für den Minister die H,.iiptaufgabesei-
ner langen Rede sein, daß er die Nothwendigkeitder drei-

sährigenDienst eit nach Kräften zu beweisen suchte Doch
Er sagte

darüber nur etwa Folgendes: Unter Umständen könnte die

zweijährigeDienstzeitallerdings eingeführtwerden, aber sie
wäre durchaus teine Erleiiliterung für das Land. Denn die

Abgeordne-
wohl verstän-

; ».3’ioinpeiisation«,d. h. der Ersatz, der dann der Regierung

scheiden,ob die Regierung trotz ihres Widerstandes bei den
«

VCVHCUNUUSHUsetzt dein Budget, so wie es aus den

rathungen des Abgeordnetenhauseshervorgegangen ist, seine
Zustimmung geben wird oder nicht«

· Frankreichs Der Kaiser Napoleon ist «nachAlgier ge-
keift Man hatte vielvon einein Komplott gesprochen,welches

soll, do hat sichdas Gerüchtals unrichtig heraus-gestellt
«

Jta ten. Die Unter andlungeinwelchezwischender Re-

gierung des Königreichskalten Und dein ·päpstlichenStuhl
gefuhrt worden sind, haben vor der Hand zu keinem Resultat

· » » « « «· »
I geleistet werden müßte würde deni Lande theurer viel then-

chungeii einverstandenerklart; ein gleiches ist bei dem Etat «

« «
« " «

rer zu stehen«kommen, als die dreisäbrigeDienstzeit. »Das
ist leicht zu berechnen«,sagte er.

" «

s

Natürlichwaren wir begierig, zii hören,WelcheRt’chlllllln
denn der Herr Kriegsmiuister anstellen würde,um diese anf-

sallende Behauptung wirklich zu beweisen.
» Aber er stellte

diese Berechnung eben ni»t an. »Er»sprach vielmehr
nur folgende Worte: »Ich wil aber in diesem Augenblicke

. nicht darauf eingehen, wegen der Kürze, aber ich bin sehr
. ; gern bereit, diese Angelegenheitmit Jedem kalkulatorischzu

kn Lypn kurz vor seiner Ankunftdaselbstentdeckt worden sein
7

besprechen, der irgend tVülIschl-«—— Nun uni die Kürze war

T es ihm doch sonst nicht zu thun, warum hätte er denn über-

haupt eine so lange Rede gehalten, so lang, wie man sie
sonst nicht in unsern deutschen Volksvertretungeii zu
ren gewohnt ist. Eben so wenig kann mais begreift-ist, wie



eine ,,.l«iürze«,die gerade hier so wenig an ihrer Stelle-
war, dazu dienenkann, das Land aufsukläreir.

Diese Aufklärung niiu wollte der zlbgeordiietev. For-
ckenbeck dem Lande verschaffen, wenn nämlich der

Qriegsiiiiuister sie überhaupt zu geben vermochte.
Darum sagte er am 4. Mai zum ölriegsniinisten die Re-

gierung hat immer behauptet, das; die Nothwendigkeitder

dreijährigenDienstzeit durch die Erfahrungen des dänischeii
Krieges bewiesen wäre; ivarniii denn die Regierung nicht
diesen Beweis, etwa durch eine griindlicheDenkschrift, wirk-

lich geführt habe. Daraus antwortete der Kriegsuiinister,
der Beweis sei gar nicht schwer-. Auszer Offizieren und Be-
amten hätten in Schlesivig ·«")5,0l)0Mann (niit Einschlus;
von 3500 Kapitiilanten) gestanden; von diesen hätten 18,00()
bis 19,()()l) iiii ersten oder zweiten Dienstjahre, nnd Sl500 im

dritten Dienstjahre gestanden. Aber wie viel von diesen 9500

erst während des Krieges iii das dritte Dienstjahr einge-
treten siiid, das hat er nicht gesagt. Außerdem, sagt er,

standen in der Armee 19,50(l Reservisteii und 53900Lam-

wehrlente, die also theils ini vierten und fünften, theils im

sechsten oder siebenten Dieiistsahr sich befanden. Aber wo-

rauf es gerade bei diesen 23,400 ankam, davon

bekamen wir gar nichts zu hören. Der Herr Kriegs-
Minister redete nämlich mit keiner Sylbe davon, ob vor dem

Kriege von allen diesen Leuten auch nur ein einziger
drei Friedensjahre hindurch bei der Fahne gestan-
den batte oder nicht. Und gerade das ninszte er doch
dem Lande sagen, wenn er auch nur den Schatten eines

Beweises dafür führen wollte, daß ein dreijähriger Frie-

densdienst durchaus nöthig ist, uui ein kriegstiichtiges
Heer zii schaffen. So hat der Herr KrMsministerdurchseine

lange Rede also Niemanden aufgekl .

Wie der Herzog Karl Eugen von Württemberg mit

seinen getreuen Stauden in Streit lag.
Der beste Lehrer für denjenigen, welcherdie gegenwär-

tigen Ereignisserichtig auffasseuwill, ist»dieGeschichte.Wer

sie richtig versteht, der wird sehen, daß die Entwietelungder

Völker sich immer wieder und wiedernach gleichmäßigenGe-

setzen vollzieht, wenn auch oft die auszere Form der Ent-

wickelung eine andere zu sein scheint:»Aus·diese»mGrunde,
und um unseren Lesern zu zeigen, das; sichdie Dinge pst sp-

sar in Formen wiederholen, die, wenn auch-»inden Einzeln-
heiteiiverschieden, doch im Groszen iiud Ganzen sehr viel
Aehnlichkeitenzeigen,wollen wir ihnen heut nach einein Ans-
satz, welchen die ,,SchwäbischeZeitung« gebrachthat, erzalz-
len, wie der Herzog Karl Eugen von Wurtteniberg mitseis
nen Ständen in Streit gerieth, und welches Ende dieser

Streit nahm. .

«
,

»
»

» «

Vor ungefähr hundert Jahren, ini Spatherbst1764,
berief Herzog Karl Eu, en von WürttenibergfdenLandtag
ein, uin mit diesem »einen letzten Versuch einer gutlichen
Auskunft über den Militär-tlnterhaltungspunkt«zu machen,
und forderte für die Zukunft eine Kriegssteuervon 800,000 Fl.
Der Herzog war ein kleiner·Ludwig14., der das Vater-
land mit seiner Person identifizirteund laut aussprach, »das;
es Niemandem in seinem Lande als·ihmselbst zustehe, zu

beurtheilein auf welchenFuß der Kriegsftaatnach den Uni-
ständeiigesetztwerden müsse.« Diese JPFEVOU der Allem-

weisheit des »Kriegsherrn«und seine Miszachtungder Volks-

Vertretung wurde noch genährt von der Hofparteiund dem
Minister. Dieser war der Graf Montsmartin, der seine

Laiidschastskasse,aus Kirchengütern,durch Aeniterverkaisls
und erzwungene Anleihen zn schaffensuchte. NachUmständen
herausforderndoder schmeichelnd,je nachdemder Wind va

Wien herwehte, wo die Stände über des Herzog-sRegiuieikc
beiin«3ieichshofrathJeschwerde führten,warf er diesen heute
vor, ihr eigenes-Betragensei Schuld an vielen Beschwerden-
iiiid bat sie andern Tages, in »altdeutscherTreue die Vet-

einigungsniittelmehr in sich selbst als auswärts zu sucheu.«
»

Die Stände blieben jedoch fest und reichten eine neue

Cingabe bei Hofe ein, die sehr ungnädigsaufgenommen ward·
Sie wurden belehrt, »siehätten überhaupt beim Kriegs-
wesen gar kein Wort iiiitzusprechen, vielmehr ihre

dadurch zur höchstenUngebühr angemaßtenstrafwürdigeii
Grundsätzeeiner Mitherrschaft zu iiiiterlassen.«Da trotz-
dem die Stände bei ihrer Ansicht beharrten, so iourde der

Landtagwiederholt aufgelöst. Der Herzog hatte aber keine-l

Nutzendavon, denn dein Lande wurde durch ständischeDruck-
schristendas»gute Recht seiner Vertreter so klar gemacht-
dasz die Regieruiigs»auchihrerseits zur Feder greifen mußt-·-v
zllberwenn die Skande in Ludwigsburgfreundlos waren, sp
hatten sie destokraftigere Stützen in Berlin und Wien. Jn
kPreuizeiUegiettedamit-is Friedrichs-in der (1765) dass Ver-
fahren Karl EUAEUZ

. skdespvtifchw nannte und in Wie-I
die Klagen der Landschaftauf’s kritftigstelunterstdtzte...M-,ns-·
iiiartiii trat selbst den »sauernGang« nach der Kaiserstadk«
aii, niii dein Herzoge oder vielmehr sich selbstRettung zu
suchen,mußte aber, als dieserVersuchfehl schlug,zum Schein
abdauken, nm, wie er selbst·scigte,»durchseine Gegenwart
kein Hinsderniß der glücklichenWiederherstellung des vollk
kommenenVertraun-is zwischeniHeer und Land zu sein.« Des

Manu, erbrach-»USE-,-evg ein-r ewigerdeudxzwischeu
beiden· fein würde und trat-abs- wennauchdek Hung selbst
ihn gern im Amte behalten hätte.

« «

«-

«

Der Landtag trat nnii wieder zusaiinueu, und diesem

schlugder Herzog eine VergleichssDeputation vor, that
ihm wirklich einen Schritt ur Versöhnungentgegen. Die

Stände gingen auchzbeveitwi
«

.- datauf ein, führten aber zu-
gleich ihren Prozeß in Wkienv orts,s den«-dek- ekzp so gem-

-

zurückgezogeii·-gesehenhätte.- So aufrichtigeiger Staude

den Fried-en suchenmochten, der Herzog trat ihnen immer
wieder mit den alten Forderungen zur nahe und verlangte vor,
Allem die schnelle-sie ulirung der M-ili-tärfrage, die »für
Fürst und Lands nütztichsein würde«, denn ein statt-
liches Heer, wie er sich durchdie vorgeschlaenerc Aenderun-

gen schaffenwollte, war sein Lieblingswuns. Die Stände

ihrerseits beharrten bei ihrer Weigerung, jede dem Herzo e-

gesälligeTruppenzahl zu unter-hatten und ließen sich ni t

bewegen, den ständischenBeitrag für das Militär für immer

auf einmal zu verwilligen und in Kriegszeiienauch noch die

außerordentlichenBedürfnissedesselbenn- über-c en. Erst
als alle Hoffnung des Herzogs auf «

Jstl»,szes··skt war,

gab er nach, und es kam endlich nachfllnssahrigemStreite
am 27. Februar 1770 zum AbschlklßDes logenslmten Erl-

Vergleichs, in dem der Herng Vekfpkach,»das Heer künftig
auf einen solchenFuß zu· letzen- daß die Kriegskassedessen
Erfordernisse bestreiten könne und das Land dadurch nicht
beschwertwerde.«

Die zähe Ansdauer der württembergischellLandes-Vet-

tretuiig hatte gessieklItUnd durchden Ekbvekgleicheine befestig-
tere Stellung gewonnen alsje vorher· Karl Eugen ließ be-

kanntlich im Jahre 1778 stu- allen Kanzeln um Verzeihun
bitten für die Jttthümer seinerJugend-«Wqu et gewißUms
seine Mißachtungsder Volksrechtegezählthaben wird-

Macht über Alles stellteund das Geld durch Ran aus der

Druckund Verlagvon Franz Duncker in Berlin. —- Vcrantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dis. G. Lewinstein in Berlin.


